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STUTTGART - Im Ringen um die Fi-
nanzierung freier Schulen in Baden-
Württemberg zeichnet sich eine Eini-
gung ab. Künftig soll das Land für je-
den Privatschüler 80 Prozent der
Summe zahlen, die ein staatlicher
Schüler kostet. Unter anderem da-
rauf haben sich die Arbeitsgemein-
schaft Freier Schulen (AGFS) und das
Kultusministerium geeinigt. Doch es
gibt weiter Streitpunkte – etwa die
Frage, ob dieser Kostendeckungsgrad
gesetzlich verankert wird. 

Seit 19 Jahren lehrt Pater Friedrich
Emde am Salvatorkolleg in Bad Wur-
zach im Kreis Ravensburg, seit neun
Jahren leitet er die katholische Schule
in freier Trägerschaft. „Wir müssen
immer um die Finanzierung kämp-
fen“, sagte er der „Schwäbischen Zei-
tung“. In den vergangenen Jahren hat
das Land pro Privatschüler etwa
78 Prozent von dem gezahlt, was ein
staatlicher Schüler kostet. „Obwohl
uns die berühmten 80 Prozent vor
Wahlen immer zugesichert wurden.“
Sie finden sich auch im grün-schwar-
zen Koalitionsvertrag und sollen nun
kommen. So sagte der AGFS-Vorsit-
zende Andreas Büchler am Montag in
Stuttgart: „Wir sind sehr positiv ge-
stimmt, was den Stand der Verhand-
lungen angeht.“ 

Fraglich ist aber, ob die 80 Prozent
im Privatschulgesetz festgeschrieben
werden – ein klarer Wunsch der
AGFS, damit mögliche Kostensteige-
rungen automatisch angepasst wer-
den. So klar positioniert sich das zu-
ständige Ministerium nicht und er-
klärt stattdessen: „Die Kultusminis-
terin wird sich dafür einsetzen, dass
es zu keinen verzögerten Auszahlun-
gen von Zuschusserhöhungen kom-
men wird.“ Die Entscheidung fällt
wohl in der nächsten und voraus-
sichtlich letzten Verhandlungsrunde
kommende Woche.

Einigkeit gibt es zudem beim soge-
nannten Ausgleichsanspruch. Er be-
sagt: Wenn Schulen auf Gebühren
verzichten, haben sie Anspruch auf
Kompensation. Hier musste sich das
Land aufgrund eines Urteils des
Staatsgerichtshofs vom Juli 2015 be-
wegen. „Wir gewinnen den Eindruck,
dass die Landesregierung das Urteil
ernst nimmt“, sagte Dietfried Sche-
rer, Direktor der Schulstiftung der
Erzdiözese Freiburg. 

„Schulen in freier Trägerschaft ha-
ben sich stets als pädagogische Im-
pulsgeber bewiesen“, betonte Kultus-
ministerin Susanne Eisenmann
(CDU) und lobte die Bereicherung
der Bildungslandschaft durch Privat-
schulen. Die bessere finanzielle Aus-
stattung schlage mit insgesamt
65 Millionen Euro zu Buche – zusätz-
lich zur bisherigen Summe, die sich

im aktuellen Haushaltsjahr mit
900 Millionen Euro im Etat des Kul-
tusministeriums niederschlage.

Bürokratie durch Nachweispflicht

Zu den noch strittigen Punkten ge-
hört, dass die freien Schulen ihr je-
weiliges Schulgeld künftig nachwei-
sen sollen, um Ausgleichszahlungen
vom Land zu kriegen. Der FDP-Bil-
dungsexperte im Landtag, Timm
Kern, befürchtet ein „bürokratisches
Monstrum“ und sagte: „Das Vorha-
ben droht im Gewirr der Vorschriften
zu verheddern.“ Dass solch ein Be-
richtswesen praktikabel und schlank
werde, stelle die AGFS vor Schwie-
rigkeiten, betonte auch Schulstif-
tungsdirektor Scherer. 

Strittig bleibt zudem, dass manche
freie Schulen von den Ausgleichszah-

lungen nach dem Willen des Kultus-
ministeriums ausgenommen bleiben
sollen – etwa die beruflichen Gymna-
sien in freier Trägerschaft, die es
beim Entstehen des Privatschulge-
setzes noch nicht gegeben hat. Auch
hadert die AGFS damit, dass die
Schulen weiter zehn Prozent der
Kosten selbst aufbringen sollen. Ihr
Ziel liegt laut Vorsitzendem Büchler
bei vier Prozent.

Trotz solcher ungeklärten Details
sprach Pater Friedrich Emde vom
Salvatorkolleg in Bad Wurzach von
einer „Chance, dass wir jetzt etwas
hinbekommen, das auch für die
nächsten Jahre Bestand hat“. Weniger
optimistisch äußerte sich Ulrich Sei-
del, Geschäftsführer der Waldorf-
schule in Aalen, auf Nachfrage. „Die
Verhandlungen, die momentan ge-

führt werden, könnten die Schulen
vor neue Probleme stellen“, sagt er.
Zunächst wolle er die Ergebnisse ab-
warten und vor allem das „Kleinge-
druckte“ lesen, ob die Schulen und
die Eltern in Bezug auf das Schulgeld
tatsächlich wie gefordert entlastet
werden. Klar sei: „Wir wollen nicht
ständig als Bittsteller auftreten.“ 

Deshalb beteiligt sich seine Schu-
le, wie auch das Salvatorkolleg, am
Donnerstag an einer Kundgebung auf
dem Stuttgarter Schlossplatz. Unter
dem Motto „Freie Bildung unter frei-
em Himmel“ wollen 13 000 Schüler
und Lehrer auf die Bereicherung und
Vielfalt aufmerksam machen, die das
freie Schulwesen bedeute. Insge-
samt besuchen im Land rund
120 000 Schüler und damit zehn Pro-
zent eine Privatschule.

Land und Privatschulen kurz vor Einigung

Von Kara Ballarin
●

Privatschulen wie das Salvatorkolleg in Bad Wurzach sollen vom Land
künftig 80 Prozent der Summe erhalten, die der Schüler einer staatlichen
Schule kostet. FOTO: STEFFEN LANG

Kultusministerium will freie Schulen mit jährlich 65 Millionen Euro zusätzlich fördern

Die freien Schulen und
Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann sind auf

einem guten Weg. Nach Jahren,
eher Jahrzehnten der Unsicher-
heit soll die Finanzierung der
Privatschulen nun endlich klar
geregelt werden. Das ist längst
überfällig – im Sinne der Pla-
nungssicherheit für die Schulen,
aber vor allem im Sinne der Pri-
vatschüler, die immerhin zehn
Prozent an der Gesamtschüler-
schaft im Land ausmachen.

Privatschulen im Südwesten
sind nicht vergleichbar mit elitä-
ren Kaderschmieden in anderen
Staaten. Es sind Schulen, die
Profile pflegen – etwa in pädago-
gischer Hinsicht wie die Wal-
dorfschulen, oder mit besonde-
rem Wertekanon wie die Schu-
len in kirchlicher Trägerschaft.
Sie bereichern die Bildungs-
landschaft und haben ein Recht
auf solide Finanzierung. 

Warum etwa der Kostende-
ckungsgrad von 80 Prozent ei-
nes staatlichen Schülers nicht
ins Privatschulgesetz soll, er-
schließt sich nicht. Die Förde-
rung darf nicht vom Gutdünken
der Politik abhängen, sie muss
gesetzlich verankert werden.
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